
Orientierung der Sozialhilfe 

über Rechte und Pflichten der Hilfesuchenden bei ambulanten Kin-

desschutzmassnahmen 
 

1. Ausgangs lage 

Sie haben aufgrund Ihrer persönlichen Situation Sozialhilfeleistungen in Form einer ambulanten 

Kindesschutzmassnahme beantragt (behördlich angeordnete und nicht angeordnete Massnahmen). 

Diese Orientierung informiert Sie über die wichtigsten Rechte und Pflichten.  

 

2. Auskunftspflicht und Meldepflicht 

Damit der Sozialhilfeanspruch geprüft werden kann, müssen Sie Ihre Einkommens- und Vermögens-

verhältnisse lückenlos offenlegen und sämtliche als erforderlich erachteten Auskünfte wahrheitsge-

treu erteilen und Einblick in schriftliche Unterlagen gewähren. Die Sozialhilfeorgane sind zudem 

berechtigt, nötigenfalls bei Dritten Auskünfte einzuholen. In der Regel sind Sie vorgängig darüber 

zu orientieren. Zudem ist der Sozialdienst ermächtigt, den Steuerbehörden den Status und Daten 

von sozialhilfeabhängigen Personen mitzuteilen. Der Sozialhilfebezug von Ausländerinnen und 

Ausländern wird dem kantonalen Migrationsamt mitgeteilt. 

 

Verändern sich Ihre Verhältnisse, muss die Hilfe neu berechnet werden. Deshalb sind Sie verpflich-

tet, uns insbesondere folgende Änderungen umgehend zu melden: 

 

 Aufnahme oder Verlust der Arbeit 

 Änderungen Ihres Erwerbseinkommen  

 Bezüge aus Renten oder Versicherungen (inkl. Altersvorsorge und beruflicher Vorsorge) 

 Änderung der Haushaltzusammensetzung 

 Gewinne, Schenkungen und Erbschaften (aus dem Aus- wie Inland) 

 Generelle Vermögensveränderungen 

 Wohnungswechsel und Mietzinsänderungen 

 Auslandaufenthalte 

 

3. Rückerstattungspflicht bei rechtmäss igem Bezug 

Sie haben bezogene Sozialhilfeleistungen zurückzuerstatten, wenn Sie in finanziell günstige Ver-

hältnisse gelangen. Bei nicht realisierbarem Vermögen wird die Sicherstellung bzw. die Unterzeich-

nung einer Rückerstattungsverpflichtung verlangt (siehe separates Formular). Der Rückerstattungs-

anspruch ist Ihnen gegenüber nach 10 Jahren seit der letzten Hilfeleistung verwirkt. Gegenüber Ih-

ren Erben verjährt der Rückerstattungsanspruch innerhalb von zwei Jahren seit Ihrem Tod. Die Er-

ben haften solidarisch; ihre Haftung ist auf den Umfang des Nachlasses beschränkt. Bedeutet die 

Rückerstattung für Sie oder Ihre Erben eine grosse Härte, kann von der Rückforderung ganz oder 

teilweise abgesehen werden. 

 

4. Unrechtmäss iger Bezug: Rückerstattungspflicht, s traf- und aus länderrechtliche Folgen  

Wenn Sie Sozialhilfe unrechtmässig bezogen haben, müssen Sie die erhaltene Leistung zurücker-

statten. Betrug (Art. 146 StGB ) im Bereich der Sozialhilfe, unrechtmässiger Bezug von Leistungen 

der Sozialhilfe (Art. 148a Abs. 1 StGB) und zweckwidrige Verwendung der Sozialhilfe sind strafbar. 

Es drohen Geld- und Freiheitsstrafen. Bei Ausländerinnen und Ausländern droht zudem die obliga-

torische Ausweisung aus der Schweiz (Art. 66a StGB). 

 

Ich bestätige, die Informationen über Rechte und Pflichten bei Sozialhilfebezug in Form 

von ambulanten Kindesschutzmassnahmen gelesen, verstanden und akzeptiert zu haben.  

 

 

 

Datum ,  Name Elternteil 1/Unterschrift   Name Elternteil 2/Unterschrift 


